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Geſetz— Sammlung 


für die n e 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 89. 


— — — 


(Nr. 6813.) Verordnung, betreffend die Außer⸗ und Wiederinkursſetzung, ſowie die Um: fie e, . 
ſchreibung der Papiere auf Inhaber für die mit der Preußiſchen Monarchie. Za 22 
vereinigten Landestheile. Vom 16. Auguſt 1867. e 
Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u. 


verordnen auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums für den Umfang der er ch 
durch das Geſetz vom 20. September 1866. (Geſetz-Samml. S. 555.) und die * 
beiden Geſetze vom 24. Dezember 1866. (Geſetz⸗Samml. S. 875. und 876.) mit 8 
Alnſerer Monarchie vereinigten Landestheile, was folgt: 


Bin Ger 
Papiere auf Inhaber find außer Kurs geſetzt: 
{ 1) wenn der Inhaber fein Recht daran auf eine in die Augen fallende Art 


auf der Urkunde ſelbſt vermerkt hat, ingleichen 


2) wenn auf den unter öffentlicher Autorität ausgefertigten Papieren dieſer 
Art durch einen den Regeln des betreffenden Inſtituts gemäßen Vermerk 
erklärt iſt, daß ſie nicht mehr an jeden Inhaber zahlbar ſein ſollen. 


Die Artikel 306. und 307. des Handelsgeſetzbuchs finden bei Papieren 
auf Inhaber, fo lange dieſelben außer Kurs geſetzt find, keine Anwendung. 


i 9. 2. = 
Hat eine öffentliche Behörde ein Papier au Inhaber für ſich außer Kurs A ut , . 
\ ya, ffentliche Beh Papier auf Aer e 


ſo kann daſſelbe ſowohl von ihr ſelbſt als auch von der ihr vorgeſetzten ee 7249 aa 
ehörde wieder in Kurs geſetzt werden. 


Int ee gie 
5 5 | Den Tele eee, . 


4 02 Sn bed, “ 
, d, Iſt eine öffentliche Behörde an die Stelle einer andern getreten, fo kann E +. 

ſie die don dieſer außer Kurs geſetzten Papiere wieder in Kurs ſetzen. Fr 
RER Jhigang 1867. (Nr. 6813.) 193 } 8 ge 


Ausgegeben zu Berlin den 12. September 1867, 


a 


$. 4. 
#3 u Außer den Fällen der $$. 2. und 3. findet das Wiederinkursſetzen nur durch 
wee, k, einen gerichtlichen Vermerk ſtatt, nach vorgängiger Prüfung der Legitimation 
(deſſen, welcher die Aufhebung der Außerkursſetzung verlangt. 4 
Zuſtändig iſt jedes Gericht, welches zur Ausübung der freiwilligen Gerichts⸗ 

barkeit berufen iſt. In denjenigen Landestheilen, wo den Gerichtsbehörden die 
freiwillige Gerichtsbarkeit nicht übertragen iſt, ſteht die Befugniß zum Wieder⸗ 
inkursſezen den Civilgerichten erſter Inſtanz und zwar, wo Gerichte mit ver⸗ 
ſchiedener Kompetenz beſtehen, den für die Entſcheidung von Streitigkeiten über 
geringere Werthobjekte beſtellten Gerichten zu. | 


. 5. 


a Vermerke der im $. 1. unter Nummer 2. beſchriebenen Art können r 
darch dasjenige Inſtitut, welches fie gemacht hat, nach den dafür beſtehenden 
5 „Vorſchriften wieder aufgehoben werden. 4 


| H. 6. 9 
Ip 3737 Der N be e een muß, wenn eine Behörde, ein Gericht 
oder ein Inſtitut den eigenen Vermerk aufhebt, die Worte: . 
„Wieder in Kurs geſetzt“ 


enthalten. Hebt eine Behörde den Außerkursſetzungs⸗Vermerk einer anderen 
Behörde, an deren Stelle fie getreten ift, wieder auf (F. 3.), fo hat fie bei ihrer 
Unterſchrift zu bemerken, daß ſie an deren Stelle getreten iſt. 


Soll der Vermerk einer Privatperſon aufgehoben werden, ſo iſt dies durch Ei 
die Worte: 1 
„Wieder in Kurs geſetzt durch N. N.“ 


auszudrücken. Geſchieht dies für einen Anderen, als denjenigen, welcher das 
Papier außer Kurs geſetzt hat, ſo iſt deſſen Legitimation in dem Vermerke — 
jedoch ohne umſtändliche Anführungen oder Bezugnahmen — anzudeuten, z. B.! 


„Wieder in Kurs geſetzt von den Erben des N. N.“ | F 

Außerdem iſt in allen Fällen das vollſtändige Datum, die Unterfchrilt F 

und das in ſchwarzer Farbe auszudrückende Siegel der Behörde ($$. 2. und 3.) 
des Gerichts (F. 4.) oder Inſtituts (§. 5.) dem Vermerke beizufügen. f 


. 7. 


a Vermerke, wodurch auf jeden Inhaber lautende, unter öffentlicher Autorität 
: ausgefertigte Papiere von Privatperſonen bisher außer Kurs geſetzt worden fin 
oder künftig außer Kurs geſetzt werden, ſollen für das Juſthau „welchem 
Zinſenzahlung oder planmäßige Tilgung obliegt, keine bindende Kraft haben 


e EN 
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| $. 8. 

Wird der Verluſt eines außer Kurs geſetzten Papiers von demjenigen, zu 
deſſen Vortheil daſſelbe außer Kurs geſetzt worden, dem Inſtitute angezeigt, und 
enthält dieſe Anzeige außer der Bezeichnung des Papiers nach Buchſtaben, Num⸗ 


mer und Geldbetrag zugleich den Inhalt des Vermerkes, fo ſoll das Inſtitut das 


Papier, wenn es von einem ſpäteren Inhaber vorgelegt wird, anhalten und den 


Anzeigenden hiervon benachrichtigen, welchem die weitere Verfolgung feines Rechts 5 


gegen den Präſentanten überlaſſen bleibt. 


Das Inſtitut iſt befugt, das Papier zum gerichtlichen Depoſitum ab⸗ 


zugeben. 


529. 

Ebenſo ſoll auch dasjenige Papier (ſei es mit oder ohne Vermerk) ange⸗ 
halten werden, worauf ein Gericht aus irgend einem Grunde bei dem Inſtitut 
Beſchlag gelegt hat. In dieſem Falle geſchieht die Benachrichtigung und Ab⸗ 
lieferung an das Beſchlag legende Gericht. 

$. 10. 


An den in den einzelnen Landestheilen beſtehenden Vorſchriften über die 


Pflichten, welche die Inſtitute ſchon wegen der bloßen Anzeige des Verluſtes eines 
Papiers, ohne Rückſicht auf einen in demſelben angebrachten Vermerk, zu beob- 


achten haben, wird durch die Vorſchriften der $$. 8. und 9. nichts geändert. 


9. 11. 


Bei Papieren, zu welchen beſondere Zinskupons ausgefertigt werden, wird 
ſelbſt durch die mit einer für das Inſtitut bindenden Kraft erjoigte Außerkurs⸗ 
ſetzung die Zahlung der Zinſen auf die bereits ausgegebenen Kupons nicht ge⸗ 
hindert; die Ausreichung neuer Kupons aber unterbleibt, ſobald eine Anzeige des 
Verluſtes oder eine Beſchlagnahme geſchehen iſt. 


§. 12. 


Bei Papieren, zu welchen keine Kupons, ſondern abgeſonderte a 
rekognitionen, Zinſenſcheine oder dergleichen ausgefertigt werden, müſſen dieſe Re⸗ 
kognitionen oder Scheine ꝛc. in dem Fall der IS. 8. und 9. von dem Inſtitut 
angehalten werden, ebenſo, wie dies mit den Papieren ſelbſt geſchehen müßte, 
mu denen fie gehören. Bis zur Anzeige oder Beſchlagnahme aber erfolgt die 
Zahlung der Sinfen an jeden Präſentanten. 


9. 13. 


i Bei Papieren, wozu weder Kupons ($. 11.) noch Zinſenrekognitionen (F. 12.) 
ausgefertigt werden, erfolgt die Zinſenzahlung an jeden Präſentanten, ſo lange 
nicht eine Anzeige des Verlustes oder eine Beſchlagnahme ſtattgefunden hat. 

(Nr, 6813.) 193* §. 14 


SS 


$. 14. 


geg, Jeder Beſitzer eines unter öffentlicher Autorität auf jeden Inhaber aus⸗ 
. 5 gefertigten Papiers, welches entweder: 19 
f e , j 1 

15 5 a) durch Vermerk einer Behörde oder einer Privatperſon außer Kurs ge- 

ſetzt, oder 1 
b) durch Vermerke anderer Art oder durch Befleckung oder Beſchädigung 
8 zum ferneren Umlauf unbrauchbar geworden iſt, N 1 
= 7 kann auf die Umſchreibung des Papiers in ein kursfähiges bei demjenigen Inſtitute 
wagen, antragen, welchem die Zahlung der Zinſen oder die planmäßige Tilgung ſolcher 
ee, ee, e. Papiere obliegt. i 
ee, (ae lin, eil, , PP e i $. 15. 4 
eee Hat der Antragſteller ſich nach dem Ermeſſen des Inſtituts als der recht? 
mäßige Beſitzer des umzuſchreibenden Papiers ausgewieſen, jo wird daſſelbe fa 
ſirt und ihm an deſſen Stelle gegen Entrichtung der Ausfertigungskoſten ein 
neues kursfähiges Papier ausgehändigt. = 


Aa (af mee. 


$. 16. | 


fue , Hält das Suftitut den rechtmäßigen Beſitzer nicht für nachgewieſen, fo hat 4 | 
or daſſelbe eine öffentliche Bekanntmachung zu erlaſſen. Dieſe muß enthalten: 1 
ee, 2 2 
f 28 a) den Antrag auf die Umſchreibung und den Namen und Wohnſitz des 
Antragſtellers, Ei; 
b) die Bezeichnung des umzuſchreibenden Papiers nach feinem Betrage, fer T 
ner Nummer und den fonftigen Unterſcheidungszeichen, welche daſſelbe 
bei der Ausfertigung erhalten hat, 


e) die Angabe der etwa darauf befindlichen Außerkursſetzungs⸗Vermerke oder 4 
der ſonſtigen Vermerke, Flecke oder Beſchädigungen, wodurch das Papier 
zum Umlauf unbrauchbar geworden iſt, 4 


d) die Aufforderung: 1 
„daß Jeder, der an dieſem Papiere irgend ein Anrecht zu haben 
vermeine, daſſelbe bei dem Inſtitut innerhalb der nächſten ſechs 
Monate und ſpäteſtens an einem genau zu bezeichnenden Tage 
ſchriftlich anzuzeigen habe, widrigenfalls die Kaſſation des Papiers 
erfolgen und der Antragſteller ein neues kursfähiges erhalten werde! | i 

Die Bekanntmachung iſt dreimal, in Zwiſchenräumen von zwei Monaten, 
in 115 Amtsblatt des Bezirks, in welchem das Inſtitut feinen Sitz hat, ein- 
zurücken. 3 
Auch können die Inſtitute, wenn fie es für angemeſſen erachten, die Der 
kanntmachung in die Amtsblätter oder Zeitungen des Orts, wo der Antragſtell 
wohnt, einrücken laſſen. 5 b 
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$. 17. 


Wird auf die Umſchreibung eines von einer Behörde außer Kurs geſetzten e en, 
und von derſelben überhaupt nicht oder doch nicht gehörig wieder in Kurs ge⸗ 
ſezten Papiers angetragen, fo iſt das Inſtitut verpflichtet, beim Erlaß der Be⸗ 
kanntmachung ($. 16.) dieſer Behörde, ſofern dieſelbe aus dem Außerkursſetzungs⸗ 
Vermerke noch erkennbar iſt, davon Nachricht zu geben. 


$. 18. 


Meldet ſich bis zu dem in der öffentlichen Bekanntmachung bezeichneten sis 
Tage Niemand mit einem Anſpruche, ſo hat das Inſtitut das Papier zu kaſſiren 
und dem Antragſteller ſtatt deſſelben ein neues kursfähiges Papier gegen Er⸗ 
legung der Ausfertigungskoſten (§. 15.), ſowie der durch die Bekanntmachung 
entſtandenen Schreib⸗ und Inſertionsgebühren auszuhändigen. 


$. 19. 


Iſt dagegen bei dem Inſtitute entweder vor dem Erlaſſe der Bekannt san 
machung oder bis zum Ablaufe des darin bezeichneten Tages von Seiten einer 


Behörde oder einer Privatperſon die Anzeige gemacht, daß das Papier ihr ver⸗ 


loren gegangen ſei oder ihr ein Anrecht darauf zuftehe, fo hat das Inſtitut die 
Umſchreibung zu verweigern und die Betheiligten zum Rechtswege zu verweiſen. 

Das eingereichte Papier ift anzuhalten und kann zum gerichtlichen Depo- 
fm abgegeben werden. 


„ Alrkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Kaſſel, den 16. Auguſt 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz 
Gr. zur Lippe. Gr. zu Eulenburg. 


(Nr, 68136814) (Nr. 6814.) 
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(Nr. 6814.) Verordnung, betreffend die Güterkonſolidation im Regierungsbezirk Wiesbaden * 
mit Ausnahme des Hinterlandkreiſes. Vom 2. September 1867. ! 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Koͤnig von Preußen ı \ 


verordnen, was folgt: 


. 1. 


Die auf die Güterkonſolidation bezüglichen Beſtimmungen der mit landes⸗ | N 


herrlicher Genehmigung erlaſſenen Verordnung des Herzoglich Naſſauiſchen Staats⸗ 


miniſteriums vom 12. September 1829. (Naſſauiſches Verordnungsblatt von 1829. 
S. 65.) und die dazu ergangenen ergänzenden und abändernden Vorſchriften wer⸗ 
den hiermit auch in allen nicht zum Herzogthum Naſſau gehörig geweſenen Theilen 
des Regierungsbezirks Wiesbaden mit Ausnahme des Hinterlandkreiſes eingeführt 
und in folgenden Punkten abgeändert. * 


8. 2. 


F. 3. 
Neue Anträge auf bloße Güterregulirungen ſind unſtatthaft. 


$. 4. 

Die Obliegenheiten der Herzoglichen Landesregierung find von der Regierun 

zu Wiesbaden und diejenigen des Herzoglichen Beamten vom Landrathe des Kreiſe 
wahrzunehmen. Die Regierung hat den Konſolidations⸗Geometer und die Gebührn 
deſſelben nach Anhörung der Konſolidations-Geſellſchaft zu beſtimmen. i 


§. 5. * 
In den früher Großherzoglich und Landgräflich Heſſiſchen Landestheill“ 
auf welche dieſe Verordnung Anwendung findet, treten alle derſelben entgeg“ 
ſtehenden Vorſchriften, insbeſondere das Großherzoglich Heſſiſche Geſez vl T 
24. Dezember 1857. und das Landgräflich Heſſiſche Geſetz vom 8. Juli 186% 
Zuſammenlegung der Grundſtücke, Theilbarkeit der Parzellen und Feldwege 
Anlagen betreffend, außer Kraft. Die auf Grund dieſer Geſetze auf rechtsbeſtändige N 
Weiſe erfolgten Feſtſetzungen über die Art und Höhe der Entſchädigung und übel 
das Koſtenbeitrag⸗Verhältniß bleiben in Gültigkeit. Die ſchwebenden Zuſammel, 
legungsſachen gehen in derjenigen Lage, in welcher ſie ſich befinden, in das nell 
Verfahren über. 5 


Kr. 68146815. 


u 


GR 


Der Minifter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten iſt mit der Aus⸗ 
führung dieſer Verordnung beauftragt. 


Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Schloß Babelsberg, den 2. September 1867. 


(I. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck-Schön hauſen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
Gr. zur Lippe. von Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


(Nr. 6815.) Verordnung, betreffend die Ablöſung der Servituten, die Theilung der Gemein— 
5 ſchaften und die Zuſammenlegung der Grundſtücke für diejenigen durch 
das Geſetz vom 24. Dezember 1866. (Geſetz-Samml. S. 876.) mit der 
Preußiſchen Monarchie vereinigten Gebietstheile, welche zum Regierungs⸗ 
bezirk Kaſſel und zum Hinterlandkreiſe des Regierungsbezirks Wiesbaden 
gehören. Vom 2. September 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u. 


verordnen, was folgt: 
F. 1. 
Die $$. 1. bis 33. der Verordnung, betreffend die Ablöſung der Servi⸗ 
tuten, die Theilung der Gemeinſchaften und die Zufammenlegung der Grund⸗ 
Rüde, für das vormalige Kurfürſtenthum Heſſen vom 13. Mai d. J. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 7 16.) werden hiermit in den durch das Geſetz vom 24. Dezember 1866. 
(Geſez⸗Samml. S. 876.) mit der Preußiſchen Monarchie vereinigten, bisher 
qperiſchen und Großherzoglich Heſſiſchen Gebietstheilen eingeführt, welche zum 
fen gehören Kaſſel und zum Hinterlandkreiſe des Regierungsbezirks Wies⸗ 
en gehören. 


$. 2. 
, Alle bisherigen Vorſchriften über Gegenſtände, worüber die durch $. 1. 
angeführten Paragraphen Beſtimmungen enthalten, werden, inſoweit ſie mit dieſen 


F. 3. 
In den früher Bayeriſchen Landestheilen treten die Artikel 29. bis 11 
) es 


umupereinbar find, aufgehoben. 


des Forſtgeſetzes vom 28. März 1852., die Beſtimmungen des Geſetzes vom 
28. Mai 1852. über die Ablöſung des Weiderechts auf fremdem Grund und 
Boden und das Geſetz vom 10. November 1861. über die Zuſammenlegung der 
Grundſtücke, und in den früher Großherzoglich ah Landestheilen das Ge I 
meinheitstheilungs⸗Geſetz vom 7. September 1814., die Abſchnitte II. und III. 

des Geſetzes vom 7. Mai 1849. über die Aufhebung, Verwandlung und Ablöſung 
der Weideberechtigungen auf landwirthſchaftlichem Boden und das Geſetz vom 
24. Dezember 1857., Zuſammenlegung der Grundſtücke, Theilbarkeit der Parzellen 
und Feldwege-Anlagen betreffend, außer Kraft. Die auf Grund derſelben au 
rechtsbeſtändige Weiſe erfolgten Feſtſetzungen über die Art und Höhe der Ent⸗ 
ſchädigung und über das Koſtenbeitrags⸗Verhältniß bleiben in Gültigkeit. Die 
anhängigen Ablöſungs⸗, Theilungs und Zuſammenlegungs⸗Sachen gehen in der 

jenigen Lage, in welcher ſie ſich befinden, in das neue Verfahren über. i 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 1 


Gegeben Schloß Babelsberg, den 2. September 1867. 


(JL. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenpl 
Gr. zur Lippe. von Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
5 (R. v. Decker). 8 


